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Entwurf

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz iiber den verpflichtenden automatischen
Informationsaustausch iiber meldepflichtige grenziiberschreitende Gestaltungen im
Bereich der Besteuerung und das Produktpirateriegesetz 2020 erlassen werden sowie das
Einkommensteuergesetz 1988, das Finanzstrafgesetz, die Bundesabgabenordnung, das
Umsatzsteuergesetz 1994 und das Gemeinsamer Meldestandard-Gesetz geindert werden
(Abgabenbetrugsbekimpfungsgesetz 2020)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Inhaltsverzeichnis

Artikel 1 Bundesgesetz iiber den verpflichtenden automatischen Informationsaustausch iiber
meldepflichtige grenziiberschreitende Gestaltungen im Bereich der Besteuerung

Artikel 2 Produktpirateriegesetz 2020

Artikel 3 Anderung des Einkommensteuergesetzes 1988

Artikel 4 Anderung des Finanzstrafgesetzes

Artikel 5 Anderung der Bundesabgabenordnung

Artikel 6 Anderung des Umsatzsteuergesetzes 1994

Artikel 7 Anderung des Gemeinsamer Meldestandard-Gesetzes

Artikel 1
Bundesgesetz iiber den verpflichtenden automatischen Informationsaustausch iiber
meldepflichtige grenziiberschreitende Gestaltungen im Bereich der Besteuerung (EU-
Meldepflichtgesetz — EU-MP{G)

Inhaltsverzeichnis

1. Teil
Allgemeine Bestimmungen

§ 1. Umsetzung von Unionsrecht
§ 2. Anwendungsbereich
§ 3. Begriffsbestimmungen

2. Teil
Meldepflicht
1. Hauptstiick
Sachliche Meldepflicht

§ 4. Meldepflichtige Gestaltung
§ 5. Unbedingt meldepflichtige Gestaltungen
§ 6. Bedingt meldepflichtige Gestaltungen
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2. Hauptstiick
Personliche Meldepflicht
1. Abschnitt
Meldepflicht des Intermediirs

§ 7. Meldung einer meldepflichtigen Gestaltung
§ 8. Frist fiir die Meldung
§ 9. Meldepflicht in mehreren Mitgliedstaaten

§ 10. Meldung mehrerer Intermediére

§ 11. Befreiung von der Meldepflicht

2. Abschnitt
Meldepflicht des relevanten Steuerpflichtigen

§ 12. Ubergang der Meldepflicht
§ 13. Frist fiir die Meldung
§ 14. Ort der Meldung
15. Meldung mehrerer relevanter Steuerpflichtiger

3. Hauptstiick
Inhalt und Form der Meldung

§ 16. Inhalt der Meldung einer meldepflichtigen Gestaltung
§ 17. Inhalt der Meldung einer marktfahigen meldepflichtigen Gestaltung
18. Form der Meldung

3. Teil
Verarbeitung der gemeldeten Informationen

§ 19. Bedeutung der Meldung fiir das Abgabenverfahren

§ 20. Datenschutz

§ 21. Informationsaustausch

§ 22. Zugang der Mitgliedstaaten zum Zentralverzeichnis der Européischen Union

§ 23. Zugang der Europidischen Kommission zum Zentralverzeichnis der Europdischen Union

4. Teil
Schlussbestimmungen
§ 24. Verweisungen
§ 25. Sprachliche Gleichbehandlung
§ 26. Vollziehung
§ 27. Inkrafttreten
1. Teil

Allgemeine Bestimmungen

Umsetzung von Unionsrecht

§ 1. Mit diesem Bundesgesetz wird die Richtlinie (EU) 2018/822 zur Anderung der Richtlinie (EU)
2011/16 Dbeziiglich des verpflichtenden automatischen Informationsaustausches im Bereich der
Besteuerung iiber meldepflichtige grenziiberschreitende Gestaltungen, ABL. Nr. L 139 vom 05.06.2018
S. 1, in dsterreichisches Recht umgesetzt.

Anwendungsbereich

§ 2. (1) Dieses Bundesgesetz legt die Pflicht zur Meldung von Gestaltungen (§ 3 Z 6) innerhalb eines
bestimmten Zeitraumes und den automatischen Informationsaustausch der bei der osterreichischen
zustidndigen Behorde (§ 3 Z 13) eingelangten Meldungen mit den zustindigen Behdrden aller anderen
Mitgliedstaaten der Europédischen Union mithilfe eines unionsweiten Zentralverzeichnisses (§ 22) fest.

(2) Soweit dieses Bundesgesetz nichts anderes bestimmt, finden das EU-Amtshilfegesetz — EU-
AHG, BGBI. I Nr. 112/2012 und die Bundesabgabenordnung — BAO, BGBI. Nr. 194/1961 sinngeméfe
Anwendung.

Begriffsbestimmungen

§ 3. Fiir die Zwecke dieses Bundesgesetzes bedeutet der Ausdruck
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. ,,Drittland* ein Land, das kein Mitgliedstaat der Europaischen Union ist;
. »,grenziiberschreitende Gestaltung™ eine Gestaltung, die entweder mehr als einen Mitgliedstaat

oder mindestens einen Mitgliedstaat und mindestens ein Drittland betrifft, wobei mindestens eine

der folgenden Bedingungen erfiillt sein muss:

a) Nicht alle an der Gestaltung beteiligten Personen sind im selben Hoheitsgebiet steuerlich
anséssig,

b) eine oder mehrere an der Gestaltung beteiligten Personen sind gleichzeitig in mehreren
Hoheitsgebieten steuerlich ansdssig,

c) eine oder mehrere an der Gestaltung beteiligten Personen iiben in einem anderen
Hoheitsgebiet iiber eine dort gelegene Betriebsstitte eine Geschiftstitigkeit aus und die
Gestaltung stellt ganz oder teilweise die durch die Betriebsstétte ausgeiibte Geschéftstatigkeit
dar,

d) eine oder mehrere an der Gestaltung beteiligten Personen iiben in einem anderen
Hoheitsgebiet eine Tétigkeit aus, ohne dort steuerlich anséssig zu sein oder eine Betriebsstitte
zu begriinden oder

e) eine solche Gestaltung hat moglicherweise Auswirkungen auf den automatischen
Informationsaustausch iiber Finanzkonten oder die Identifizierung der wirtschaftlichen
Eigentiimer;

Der Begriff ,grenziiberschreitende Gestaltung® umfasst auch eine Gestaltung, die aus einem

Schritt oder mehreren Schritten besteht, bezieht sich auch auf einen Teil oder mehrere Teile einer

grenziiberschreitenden Gestaltung oder eine Reihe von grenziiberschreitenden Gestaltungen.

. ,JIntermedidr* eine Person,

a) die eine meldepflichtige Gestaltung konzipiert, vermarktet, organisiert, zur Umsetzung
bereitstellt oder die Umsetzung einer solchen Gestaltung verwaltet oder

b) die — unter Beriicksichtigung der relevanten Fakten und Umstinde, der verfiigbaren
Informationen und des einschldgigen Fachwissens und Verstindnisses, die fiir die Erbringung
solcher Dienstleistungen erforderlich sind — weifl oder verniinftigerweise wissen miisste, dass
sie unmittelbar oder mittelbar Hilfe, Unterstiitzung oder Beratung im Hinblick auf die
Konzeption, Vermarktung, Organisation, Bereitstellung zur Umsetzung oder Verwaltung der
Umsetzung einer meldepflichtigen Gestaltung geleistet hat

und die zusitzlich eine der folgenden Bedingungen erfiillt:

— sie hat in Osterreich ihren Wohnsitz, ihren gewdhnlichen Aufenthalt, ihren Sitz oder ihren Ort
der Geschiftsleitung,

— sie ist in keinem anderen Mitgliedstaat steuerlich anséssig und erbringt iiber eine in Osterreich
gelegene Betriebsstétte Dienstleistungen im Zusammenhang mit der meldepflichtigen
Gestaltung,

— sie ist in keinem anderen Mitgliedstaat steuerlich ansissig und unterliegt in Osterreich den
einschligigen berufs- oder gewerberechtlichen Vorschriften oder

—sie ist in keinem anderen Mitgliedstaat steuerlich ansédssig und ist Mitglied eines
osterreichischen Berufsverbandes fiir juristische, steuerliche oder beratende Dienstleistungen;

. ,marktfihige Gestaltung® eine grenziiberschreitende Gestaltung, die konzipiert, vermarktet oder

zur Umsetzung bereitgestellt wird oder umsetzungsbereit ist, ohne dass sie an einen relevanten
Steuerpflichtigen angepasst werden muss;

. ,maBgeschneiderte Gestaltung™ eine grenziiberschreitende Gestaltung, die keine marktfdhige

Gestaltung ist;

. ,;meldepflichtige Gestaltung* eine Gestaltung im Sinne des § 4;
. ,Mitgliedstaat™ ein Mitgliedstaat der Europdischen Union;

. ,,Person‘ eine Person im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 12 EU-AHG;

. ,,relevanter Steuerpflichtiger eine Person

a) der eine meldepflichtige Gestaltung zur Umsetzung bereitgestellt wird,
b) die bereit ist, eine meldepflichtige Gestaltung umzusetzen oder
c) die den ersten Schritt einer meldepflichtigen Gestaltung umgesetzt hat;

HSteuervorteil” liegt vor, insoweit in Osterreich oder in einem anderen Mitgliedstaat oder in
einem Drittland durch eine meldepflichtige Gestaltung (Z 6)

a) die Entstehung des Abgabenanspruchs verhindert oder ganz oder teilweise in einen anderen
Besteuerungszeitraum verschoben wird,
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b) sich die Bemessungsgrundlage oder der Abgabenanspruch ganz oder teilweise verringert oder
¢) eine Abgabe ganz oder teilweise erstattet oder vergiitet wird,

11. ,,verbundenes Unternehmen® eine Person, die mit einer oder mehreren anderen Personen auf
mindestens eine der folgenden Arten verbunden ist:

a) Eine Person ist an der Geschéftsleitung einer anderen Person insofern beteiligt, als sie
erheblichen Einfluss auf diese ausiiben kann,

b) eine Person ist iiber eine Holdinggesellschaft, die iiber mehr als 25 % der Stimmrechte
verfiigt, an der Kontrolle einer anderen Person beteiligt,

c)eine Person ist iiber ein Eigentumsrecht, das mittelbar, durch Multiplikation der
Beteiligungsquoten an den nachgeordneten Unternehmen, oder unmittelbar mehr als 25 % des
Kapitals betragt, am Kapital einer anderen Person beteiligt oder

d) eine Person hat Anspruch auf mindestens 25 % der Gewinne einer anderen Person;

Fir Zwecke dieser Ziffer wird eine Person, die in Bezug auf die Stimmrechte oder die

Kapitalbeteiligung an einem Unternehmen gemeinsam mit einer anderen Person handelt, so

behandelt, als wiirde sie eine Beteiligung an allen Stimmrechten oder dem gesamten Kapital

dieses Unternehmens halten, die bzw. das von der anderen Person gehalten wird. Eine Person mit

einer Stimmrechtsbeteiligung von mehr als 50 % gilt als Halter von 100 % der Stimmrechte. Eine

natiirliche Person, ihr Ehepartner und ihre Verwandte in aufsteigender oder absteigender gerader

Linie werden als einzige Person behandelt.

12. ,zentrales Verbindungsbiiro* aus osterreichischer Sicht die im Amt fiir Betrugsbekdmpfung
eingerichtete Zentralstelle Internationale Zusammenarbeit als Central Liaison Office und aus
Sicht eines anderen Mitgliedstaates die als solche von diesem Mitgliedstaat benannte Stelle, die
fiir die Verbindungen zu den anderen Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehorden hauptverantwortlich zusténdig ist;

13. ,,zustdndige Behorde™ aus Osterreichischer Sicht der Bundesminister fiir Finanzen und aus Sicht
eines anderen Mitgliedstaates die Behorde, die als solche von diesem Mitgliedstaat benannt
worden ist.

2. Teil
Meldepflicht

1. Hauptstiick
Sachliche Meldepflicht

Meldepflichtige Gestaltung

§ 4. Eine marktfidhige oder maBigeschneiderte grenziiberschreitende Gestaltung ist geméfl § 5 oder
§ 6 meldepflichtig, sofern sie ein Risiko der Steuervermeidung oder der Umgehung der Meldepflichten
des Gemeinsamen Meldestandard-Gesetzes — GMSG, BGBI. I Nr. 116/2015 oder der Verhinderung der
Identifizierung des wirtschaftlichen Eigentiimers aufweist und

1. ihr erster Schritt zwischen 25. Juni 2018 und 30. Juni 2020 umgesetzt worden ist,
2. ihr erster Schritt ab 1. Juli 2020 umgesetzt wird oder
3.sie ab 1.Juli 2020 konzipiert, vermarktet, organisiert, zur Umsetzung bereitgestellt oder
verwaltet wird.
Unbedingt meldepflichtige Gestaltungen

§ 5. Nach MaBgabe des § 4 sind folgende Gestaltungen meldepflichtig:

1. Gestaltungen, die abzugsfdhige grenziiberschreitende Zahlungen zwischen zwei oder mehreren
verbundenen Unternehmen umfassen, wenn mindestens eine der folgenden Bedingungen erfiillt
ist:

a) Der Empfinger dieser Zahlung ist steuerlich in keinem Hoheitsgebiet ansédssig oder

b) der Empfinger dieser Zahlung ist steuerlich in einem Hoheitsgebiet ansdssig und dieses
Hoheitsgebiet wird in der Liste jener Drittlinder, die von den Mitgliedstaaten gemeinsam oder
im Rahmen der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)
als nicht-kooperierende Lander eingestuft worden sind, gefiihrt;

2. Gestaltungen, die dazu dienen, die Abschreibung eines Vermdgenswertes in mehr als einem
Hoheitsgebiet herbeizufiihren;
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Gestaltungen, die dazu dienen, eine Befreiung von der Doppelbesteuerung fiir dieselben
Einkiinfte oder dasselbe Vermogen in mehr als einem Hoheitsgebiet herbeizufiihren;
Gestaltungen, die die Ubertragung von Vermdgenswerten vorsehen und bei denen es einen
wesentlichen Unterschied hinsichtlich des in den beteiligten Hoheitsgebieten fiir den
Vermogenswert anzusetzenden Wertes gibt;

. Gestaltungen, die zur Umgehung der Meldepflicht gemélB § 3 GMSG fithren kdnnen oder sich

das Fehlen derartiger Rechtsvorschriften zunutze machen, wobei diese Gestaltungen zumindest
Folgendes umfassen:

a) Die Nutzung eines Kontos, eines Produktes oder einer Vermodgensanlage, das bzw. die kein
Finanzkonto im Sinne des § 71 GMSG ist oder vorgibt kein Finanzkonto zu sein, obwohl
dessen bzw. deren Merkmale im Wesentlichen einem Finanzkonto entsprechen,

b) die Ubertragung eines Finanzkontos im Sinne des § 71 GMSG oder von Vermdgenswerten in
ein Hoheitsgebiet oder das Einbeziehen eines Hoheitsgebietes, das nicht an den automatischen
Informationsaustausch mit dem Hoheitsgebiet, in dem der relevante Steuerpflichtige anséssig
ist, gebunden ist,

¢) die Neueinstufung von Einkiinften und Vermogen als Produkte oder Zahlungen, die nicht den
Meldepflichten des § 3 GMSG unterliegen,

d) die Ubertragung oder Umwandlung eines Finanzinstitutes im Sinne des § 56 GMSG oder
eines Finanzkontos gemdfl § 71 GMSG oder der darin enthaltenen Vermdgenswerte in ein
Finanzinstitut, Finanzkonto oder in Vermodgenswerte, die nicht der Meldepflicht des § 3
GMSG unterliegen,

e) die Einbeziechung von Rechtspersonen, Gestaltungen oder Strukturen, die die Meldung gemal
§ 3 GMSG ausschlieBen oder vorgeben auszuschlieen oder

f) Gestaltungen, die Verfahren zur Erflillung der Sorgfaltspflichten aushéhlen oder Schwichen
in diesen Verfahren ausnutzen, die Finanzinstitute zur Erfiillung ihrer Meldepflichten
beziiglich Informationen iiber Finanzkonten anwenden, einschlieBlich der Einbeziehung von
Hoheitsgebieten mit ungeeigneten oder schwachen Regelungen fiir die Durchsetzung von
Vorschriften gegen Geldwische oder mit schwachen Transparenzanforderungen flir juristische
Personen oder Rechtsvereinbarungen;

. Gestaltungen mit einer intransparenten Kette an rechtlichen oder wirtschaftlichen Eigentiimern

durch die Einbeziehung von Personen, Rechtsvereinbarungen oder Strukturen,

a) die keine wesentliche wirtschaftliche Tétigkeit ausiiben, die mit angemessener Ausstattung
sowie angemessenen personellen Ressourcen, Vermogenswerten und Réumlichkeiten
einhergeht,

b) die in anderen Hoheitsgebieten eingetragen, ansédssig oder niedergelassen sind oder verwaltet
oder kontrolliert werden als dem Hoheitsgebiet, in dem ein oder mehrere der wirtschaftlichen
Eigentiimer der von diesen Personen, Rechtsvereinbarungen oder Strukturen gehaltenen
Vermogenswerte anséssig sind und

c) sofern die wirtschaftlichen Eigentiimer dieser Personen, Rechtsvereinbarungen oder
Strukturen gemdl den Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europédischen
Parlaments und des Rates zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der
Geldwische und der Terrorismusfinanzierung, zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie
2005/60/EG des Europédischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der
Kommission, ABI. L 141 vom 05.06.2015, S. 73, nicht identifizierbar gemacht werden;

. Verrechnungspreisgestaltungen, die unilaterale Safe-Harbor-Regeln nutzen;
. Verrechnungspreisgestaltungen mit Ubertragung von schwer zu bewertenden immateriellen

Vermogenswerten. Der Begriff ,,schwer zu bewertende immaterielle Vermdgenswerte® umfasst

immaterielle Vermdgenswerte oder Rechte an immateriellen Vermogenswerten, fiir die im

Zeitpunkt ihrer Ubertragung zwischen verbundenen Unternehmen

a) keine ausreichend verldsslichen Vergleichswerte vorliegen und

b) fiir die im Zeitpunkt der Transaktion die Prognosen voraussichtlicher Cashflows oder die vom
iibertragenen immateriellen Vermogenswert erwarteten abzuleitenden Einkiinfte oder die der
Bewertung des immateriellen Vermdgenswertes zugrunde gelegten Annahmen hdchst
unsicher sind, weshalb der letztendliche Erfolg des immateriellen Vermdgenswertes im
Zeitpunkt der Ubertragung nur schwer absehbar ist;
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9. Verrechnungspreisgestaltungen, bei denen eine konzerninterne grenziiberschreitende

Ubertragung von Funktionen, Risiken oder Vermdgenswerten stattfindet, wenn der erwartete
jahrliche Gewinn vor Zinsen und Steuern (EBIT) des bzw. der Ubertragenden iiber einen
Zeitraum von drei Jahren nach der Ubertragung weniger als 50 % des jéahrlichen EBIT des bzw.
der Ubertragenden betriigt, der erwartet worden wire, wenn die Ubertragung nicht stattgefunden
hétte.

Bedingt meldepflichtige Gestaltungen

§ 6. Sofern der Hauptvorteil oder einer der Hauptvorteile, den eine Person unter Beriicksichtigung
aller relevanten Fakten und Umstinde verniinftigerweise von der Gestaltung erwarten kann, die
Erlangung eines Steuervorteils ist (Bedingung), sind nach Maligabe des § 4 folgende Gestaltungen
meldepflichtig:

1.

Gestaltungen, bei denen der relevante Steuerpflichtige oder eine andere an der Gestaltung
beteiligte Person sich verpflichtet, cine Vertraulichkeitsklausel einzuhalten, der zufolge
gegeniiber anderen vom relevanten Steuerpflichtigen beauftragten Intermedidren oder den
Abgabenbehorden nicht offengelegt werden darf, auf welche Weise aufgrund der Gestaltung ein
Steuervorteil erlangt wird;

. Gestaltungen, bei denen der Intermedidr Anspruch auf eine Vergiitung (bzw. Zinsen, Vergiitung

der Finanzkosten und sonstiger Kosten) fiir die Gestaltung hat und diese Vergiitung in Bezug auf

Folgendes festgesetzt wird:

a) Der Betrag des aufgrund der Gestaltung erlangten Steuervorteils oder

b) ob durch die Gestaltung tatsdchlich ein Steuervorteil erlangt wird; dies wére mit der
Verpflichtung des Intermedidrs verbunden, die Vergiitung ganz oder teilweise
zuriickzuerstatten, falls der mit der Gestaltung beabsichtigte Steuervorteil nicht oder nur
teilweise erzielt wird;

. Gestaltungen, deren Dokumentation oder Struktur im Wesentlichen standardisiert und fiir mehr

als einen relevanten Steuerpflichtigen verfiigbar ist, ohne dass sie fiir die Umsetzung wesentlich
individuell angepasst werden muss;

. Gestaltungen, bei denen eine an der Gestaltung beteiligte Person Schritte unternimmt, um ein

verlustbringendes Unternehmen zu erwerben, die Haupttitigkeit dieses Unternehmens zu
beenden und dessen Verluste dafiir zu nutzen, seine Steuerbelastung zu verringern, wobei dies
auch die Ubertragung dieser Verluste in ein anderes Hoheitsgebiet oder die raschere Nutzung
dieser Verluste beinhalten kann;

. Gestaltungen, bei denen Einkiinfte in Vermogen, Schenkungen oder andere niedriger besteuerte

oder steuerbefreite Arten von Einnahmen umgewandelt werden;

. Gestaltungen, bei denen mithilfe von zwischengeschalteten Unternechmen ohne primire

wirtschaftliche Funktion oder von Transaktionen, die sich gegenseitig autheben oder ausgleichen
oder die dhnliche Merkmale aufweisen, zirkuldre Vermdgensverschiebungen vorgenommen
werden;

. Gestaltungen, die abzugsfahige grenziiberschreitende Zahlungen zwischen zwei oder mehreren

verbundenen Unternehmen umfassen und mindestens eine der folgenden Voraussetzungen in

lit. a bis ¢ erfiillen, wobei aus der bloBen Tatsache, dass eine der nachfolgenden Gestaltungen

gewdhlt worden ist, nicht auf die Erfiillung der Bedingung geschlossen werden kann:

a) der Empfanger dieser Zahlung ist steuerlich in einem Hoheitsgebiet ansdssig und dieses
Hoheitsgebiet erhebt keine Korperschaftsteuer oder hat einen Korperschaftsteuersatz von null
oder nahe null,

b) die Zahlung wird im Hoheitsgebiet, in dem der Empfénger dieser Zahlung steuerlich anséssig
ist, steuerlich nicht erfasst oder ist vollstdndig von der Steuer befreit oder

c) die Zahlung kommt im Hoheitsgebiet, in dem der Empfinger dieser Zahlung steuerlich
ansdssig ist, in den Genuss eines priferentiellen Steuerregimes.
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2. Hauptstiick
Personliche Meldepflicht

1. Abschnitt
Meldepflicht des Intermediiirs

Meldung einer meldepflichtigen Gestaltung

§ 7. (1) Der Intermedidr (§ 3 Z 3) ist verpflichtet, alle ihm bekannten, in seinem Besitz oder unter
seiner Kontrolle befindlichen Informationen (§ 16 oder § 17) iiber eine meldepflichtige Gestaltung an die
osterreichische zustindige Behorde gemal3 § 18 Abs. 1 zu iibermitteln.

(2) Im Fall einer marktfdhigen meldepflichtigen Gestaltung hat der Intermedidr — zusétzlich zu
Abs. 1 — alle drei Monate, neue Informationen gemal § 17 Abs. 2, sofern sie nicht bereits gemdf3 Abs. 1
gemeldet worden sind, im Rahmen einer Folgemeldung gemél § 18 Abs. 1 zu libermitteln.

Frist fiir die Meldung

§ 8. (1) Der Intermedidr gemd3 § 3 Z 3 lit. a hat die Informationen iiber eine meldepflichtige
Gestaltung innerhalb von 30 Tagen, beginnend an dem Tag

1. der dem Tag der Bereitstellung der meldepflichtigen Gestaltung zur Umsetzung folgt,

2.der dem Tag folgt, an dem der relevante Steuerpflichtige bereit ist, die meldepflichtige
Gestaltung umzusetzen,

3. an dem der relevante Steuerpflichtige den ersten Schritt zur Umsetzung der meldepflichtigen
Gestaltung gesetzt hat oder

4.der dem Tag folgt, an dem der Intermediir vom relevanten Steuerpflichtigen von seiner
gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht entbunden worden ist

zu melden, wobei der frithest mogliche Zeitpunkt maBgebend ist.

(2) Der Intermediédr gemif § 3 Z 3 lit. b hat die Informationen iiber eine meldepflichtige Gestaltung
innerhalb von 30 Tagen, beginnend an dem der unmittelbaren oder mittelbaren Hilfe, Unterstiitzung oder
Beratung folgenden Tag, gemidf3 § 18 Abs. 1 zu melden.

(3) Abweichend von Abs. 1 und 2 sind meldepflichtige Gestaltungen gemédl § 4 Z 1 bis zum
31. August 2020 zu melden.

Meldepflicht in mehreren Mitgliedstaaten

§9. (1) Ist der Intermediir zur Meldung in Osterreich und in einem oder mehreren anderen
Mitgliedstaaten verpflichtet, ist er von der Meldepflicht in Osterreich befreit, wenn er den Nachweis
erbringt, dass er die ihm bekannten, in seinem Besitz oder unter seiner Kontrolle befindlichen
Informationen gemal § 16 oder § 17 bereits in dem anderen Mitgliedstaat bzw. in den anderen
Mitgliedstaaten gemeldet hat.

(2) Er hat als Nachweis innerhalb von 30 Tagen ab dem Entstehen der Meldepflicht (§ 8) oder ab der
Meldung in dem anderen Mitgliedstaat bzw. in den anderen Mitgliedstaaten die von dem anderen
Mitgliedstaat bzw. den anderen Mitgliedstaaten vergebene Referenznummer an die Osterreichische
zustiandige Behorde gemal § 18 Abs. 2 zu tibermitteln.

Meldung mehrerer Intermediire

§ 10. (1) Sind an einer meldepflichtigen Gestaltung
1. mehr als ein Intermedidr im Sinne des § 3 Z 3 oder
2. mindestens ein Intermedidr gemdB § 3 Z3 und ein oder mehrere Intermedidre eines oder
mehrerer anderer Mitgliedstaaten
beteiligt, unterliegt jeder beteiligte Intermedidr im Sinne des § 3 Z 3 der Meldepflicht (§ 7) und hat in
einem solchen Fall die ihm bekannten, in seinem Besitz oder unter seiner Kontrolle befindlichen
Informationen geméf § 16 oder § 17 iiber eine meldepflichtige Gestaltung zu melden.

(2) Ein Intermedidr ist von seiner Meldepflicht gemd3 Abs. 1 nur dann befreit, wenn er den
Nachweis erbringt, dass die ihm bekannten, in seinem Besitz oder unter seiner Kontrolle befindlichen
Informationen geméf § 16 oder § 17 bereits durch einen anderen beteiligten Intermediér im Sinne des § 3
Z 3 oder durch einen beteiligten Intermediér eines anderen Mitgliedstaates gemeldet worden sind. Er hat
als Nachweis innerhalb von 30 Tagen ab dem Entstehen der Meldepflicht (§ 8) oder ab der Meldung
durch den anderen beteiligten Intermedidr die an diesen anderen beteiligten Intermedidr vergebene
Referenznummer an die dsterreichische zustéindige Behdrde gemél § 18 Abs. 2 zu libermitteln.
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Befreiung von der Meldepflicht

§ 11. (1) Ein Intermedidr geméd § 3 Z 3 ist von seiner Meldepflicht (§ 7) befreit, wenn er in
Osterreich einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegt und der Intermediir von seiner
Verschwiegenheitspflicht nicht entbunden worden ist. Das gilt nicht, wenn der Intermedidr nicht im
Rahmen der fiir seinen Beruf geltenden gesetzlichen Bestimmungen tétig wird.

(2) Ist der Intermedidr gemdl Abs. 1 von seiner Meldepflicht befreit, hat er unverziiglich jeden
anderen beteiligten Intermedidr im Sinne des § 3 Z 3 oder eines anderen Mitgliedstaates von seiner
Befreiung zu informieren.

(3) Jeder gemdB Abs. 1 befreite Intermedidr hat alle relevanten Steuerpflichtigen unverziiglich von
seiner Befreiung und den Ubergang der Meldepflicht (§ 12) zu informieren. Hierbei hat der Intermedir
dem bzw. den jeweiligen relevanten Steuerpflichtigen alle ihm bekannten, in seinem Besitz oder unter
seiner Kontrolle befindlichen den relevanten Steuerpflichtigen betreffenden Informationen (§ 16 oder
§ 17) iiber eine meldepflichtige Gestaltung mitzuteilen.

(4) Der Intermedidr hat iiber Aufforderung unverziiglich einen Nachweis iiber die erfolgte
Information gemall Abs. 2 oder 3 zu libermitteln.

2. Abschnitt
Meldepflicht des relevanten Steuerpflichtigen

Ubergang der Meldepflicht

§ 12. Der relevante Steuerpflichtige (§ 3 Z 9) ist verpflichtet, alle ihm bekannten, in seinem Besitz
oder unter seiner Kontrolle befindlichen Informationen (§ 16 oder § 17) iiber eine meldepflichtige
Gestaltung an die sterreichische zustindige Behorde gemifB § 18 Abs. 1 zu libermitteln,

1. wenn weder ein Intermedidr im Sinne des §3 Z 3 noch ein Intermedidr eines anderen
Mitgliedstaates vorhanden ist oder

2. soweit der relevante Steuerpflichtige gemél § 11 Abs. 3 informiert worden ist.
Frist fiir die Meldung
§ 13. (1) Der relevante Steuerpflichtige hat die Informationen iiber eine meldepflichtige Gestaltung

innerhalb von 30 Tagen, beginnend an dem Tag

1. nach dem ihm die meldepflichtige Gestaltung zur Umsetzung bereitgestellt worden ist,

2. der dem Tag folgt, an dem er bereit ist, die meldepflichtige Gestaltung umzusetzen,

3. an dem er den ersten Schritt zur Umsetzung der meldepflichtigen Gestaltung gesetzt hat oder

4. nach dem er gemiB § 11 Abs. 3 informiert worden ist
zu melden, wobei der frithest mogliche Zeitpunkt maf3gebend ist.

(2) Abweichend von Abs. 1 sind meldepflichtige Gestaltungen gemill § 4 Z 1 bis zum 31. August
2020 zu melden.

Ort der Meldung

§ 14. (1) Der relevante Steuerpflichtige ist zur Meldung einer meldepflichtigen Gestaltung (§ 12) an
die dsterreichische zustindige Behorde verpflichtet, sofern
1. er seinen Wohnsitz, gewdhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Ort der Geschiftsleitung in Osterreich
hat oder

2. er in keinem anderen Mitgliedstaat steuerlich ansissig ist, dieser jedoch
a)in Osterreich eine Betriebsstitte hat, der durch die meldepflichtige Gestaltung ein
Steuervorteil entsteht oder
b) in Osterreich Einkiinfte oder Gewinne erzielt oder eine Titigkeit ausiibt, ohne steuerlich
anséssig zu sein oder eine Betriebsstitte zu begriinden.

(2) Ist der relevante Steuerpflichtige zur Meldung in Osterreich und in einem oder mehreren anderen
Mitgliedstaaten verpflichtet, ist er von der Meldepflicht in Osterreich nur dann befreit, wenn er den
Nachweis erbringt, dass er die ihm bekannten, in seinem Besitz oder unter seiner Kontrolle befindlichen
Informationen gemél § 16 oder § 17 bereits in dem anderen Mitgliedstaat bzw. in den anderen
Mitgliedstaaten gemeldet hat. Er hat als Nachweis innerhalb von 30 Tagen ab dem Entstehen der
Meldepflicht (§ 13) oder ab der Meldung in dem anderen Mitgliedstaat bzw. in den anderen
Mitgliedstaaten die von dem anderen Mitgliedstaat bzw. den anderen Mitgliedstaaten vergebene
Referenznummer an die dsterreichische zustéindige Behdrde gemél § 18 Abs. 2 zu libermitteln.
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Meldung mehrerer relevanter Steuerpflichtiger

§ 15. (1) Obliegt die Meldepflicht gemaB § 12 mehr als einem relevanten Steuerpflichtigen (§ 3 Z 9),
hat jener relevante Steuerpflichtige an die Osterreichische zustindige Behorde gemidBl § 18 Abs. 1 zu
melden, der die meldepflichtige Gestaltung mit einem Intermedidr gemiB § 3 Z 3 oder mit einem
Intermediédr eines anderen Mitgliedstaates vereinbart hat.

(2) Abweichend von Abs. 1 hat jener relevante Steuerpflichtige, der die Umsetzung der
meldepflichtigen Gestaltung verwaltet oder der den ersten Schritt einer meldepflichtigen Gestaltung
umgesetzt hat, diese an die Osterreichische zustindige Behorde gemal3 § 18 Abs. 1 zu melden.

(3) Ein relevanter Steuerpflichtiger ist nur dann von seiner Meldepflicht geméf Abs. 1 oder 2 befreit,
wenn er den Nachweis erbringt, dass die ihm bekannten, in seinem Besitz oder unter seiner Kontrolle
befindlichen Informationen gemidBl § 16 oder § 17 bereits durch einen anderen relevanten
Steuerpflichtigen gemeldet worden sind. Er hat als Nachweis innerhalb von 30 Tagen ab dem Entstehen
der Meldepflicht (§ 13) oder ab der Meldung durch den anderen relevanten Steuerpflichtigen die an
diesen anderen relevanten Steuerpflichtigen vergebene Referenznummer an die Osterreichische
zustiandige Behorde gemal § 18 Abs. 2 zu tibermitteln.

3. Hauptstiick
Inhalt und Form der Meldung

Inhalt der Meldung einer meldepflichtigen Gestaltung

§ 16. (1) Die Meldung einer meldepflichtigen Gestaltung hat Folgendes zu enthalten:
1. Angaben zu allen beteiligten Intermedidren und allen relevanten Steuerpflichtigen, einschlieBlich

a) Angaben zu deren Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, steuerlicher Ansdssigkeit und
Steueridentifikationsnummer bei natiirlichen Personen oder

b) Angaben zu deren Namen, Sitz oder Ort der Geschiftsleitung, steuerlicher Anséssigkeit und
Steueridentifikationsnummer bei juristischen Personen oder Personenvereinigungen,

. die Angabe aller verbundenen Unternehmen des bzw. der relevanten Steuerpflichtigen,
. Einzelheiten zu den betroffenen Gestaltungsmerkmalen (§ 5 oder 6),
. eine Zusammenfassung des Inhalts der meldepflichtigen Gestaltung,

. sofern vorhanden eine Bezeichnung der meldepflichtigen Gestaltung, unter welcher die
Gestaltung allgemein bekannt ist,

6. eine abstrakte Beschreibung der relevanten Geschiftstitigkeiten, sofern diese Beschreibung nicht
zur Preisgabe eines Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses oder eines Geschiftsverfahrens
fithrt oder die Preisgabe dieser Informationen die 6ffentliche Ordnung verletzen wiirde,

7. sofern vorhanden das Datum, an dem der erste Schritt zur Umsetzung der meldepflichtigen
Gestaltung gemacht worden ist oder gemacht werden soll,

8. Einzelheiten zu den nationalen Vorschriften, die die Grundlage der meldepflichtigen Gestaltung
bilden,
9. sofern vorhanden den Wert der meldepflichtigen Gestaltung,
10. die Angabe des Mitgliedstaates der steuerlichen Ansidssigkeit des bzw. der relevanten
Steuerpflichtigen,
11. die Angabe aller Mitgliedstaaten, die von der meldepflichtigen Gestaltung betroffen sind und

12. Angaben zu allen anderen Personen, die von der meldepflichtigen Gestaltung betroffen sind oder
potenziell betroffen sind, einschlielich des Mitgliedstaates ihrer steuerlichen Anséssigkeit.

W AW N

(2) Die Informationen geméfl Abs. 1 konnen in deutscher oder englischer Sprache iibermittelt
werden. Die Informationen geméf Abs. 1 Z 3 bis 6 sind jedenfalls in englischer Sprache zu iibermitteln.

Inhalt der Meldung einer marktfihigen meldepflichtigen Gestaltung

§17. (1) Im Fall einer marktfdhigen meldepflichtigen Gestaltung hat die Erstmeldung alle
verfiigbaren Informationen gemidf § 16 Abs. 1 zu enthalten. § 16 Abs. 2 ist anzuwenden.

(2) Die gemiB § 7 Abs. 2 zu iibermittelnde Folgemeldung hat eine periodische Aktualisierung der
Informationen gemiB § 16 Abs.1 Z1 bis 2, Z7 und Z 10 bis 12 und die Angabe einer bei der
Erstmeldung (Abs. 1) von der zustéindigen Behorde vergebenen Referenznummer zu enthalten.
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Form der Meldung

§ 18. (1) Die Ubermittlung der Meldung einer meldepflichtigen Gestaltung hat elektronisch iiber
FinanzOnline zu erfolgen. Ist die elektronische Ubermittlung iiber FinanzOnline mangels technischer
Voraussetzungen oder mangels Teilnahmeberechtigung unzumutbar, hat die Ubermittlung unter
Verwendung des amtlichen Formulars zu erfolgen.

(2) Die Ubermittlung des Nachweises iiber eine bereits erfolgte Meldung im Sinne des § 9 Abs. 2,
§ 10 Abs.2, § 14 Abs.2 oder § 15 Abs. 4 hat elektronisch iiber FinanzOnline zu erfolgen. Ist die
elektronische Ubermittlung iiber FinanzOnline mangels technischer Voraussetzungen oder mangels
Teilnahmeberechtigung unzumutbar, hat die Ubermittlung gemiB §§ 85 ff BAO zu erfolgen.

3. Teil
Verarbeitung der gemeldeten Informationen

Bedeutung der Meldung fiir das Abgabenverfahren

§ 19. Das Ausbleiben einer Reaktion einer Abgabenbehdrde auf die Meldung einer meldepflichtigen
Gestaltung lisst keinen Riickschluss auf deren abgabenrechtliche Beurteilung zu.

Datenschutz

§ 20. (1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten, die auf Grundlage dieses Bundesgesetzes
zwischen Osterreich und den anderen Mitgliedstaaten ausgetauscht worden sind, durch die dsterreichische
zustdndige Behorde und das zentrale Verbindungsbiiro ist zuldssig, wenn sie flir Zwecke der
Durchfiihrung der Verfahren nach diesem Bundesgesetz erforderlich ist.

(2) Dartiber hinaus diirfen die in Abs. 1 genannten personenbezogenen Daten von den Finanzdmtern
und vom Amt fiir Betrugsbekdmpfung fiir Zwecke der Abgabenerhebung, der Finanzstrafrechtspflege,
des automationsunterstiitzten Risikomanagements, der Betrugsbekimpfung und zu Ermittlungs-,
Kontroll-, Uberwachungs-, Aufsichts- oder PriifungsmaBnahmen verarbeitet werden.

Informationsaustausch

§ 21. (1) Die osterreichische zustdndige Behorde tauscht die bei ihm eingelangten Meldungen iiber
meldepflichtige Gestaltungen mit den anderen zustindigen Behdrden aller anderen Mitgliedstaaten im
Wege des automatischen Informationsaustausches mithilfe des zentralen Verbindungsbiiros aus, wobei
dieses die eingelangten Meldungen in das Zentralverzeichnis der Europdischen Union (§ 22) hochlddt und
speichert.

(2) Bis das Zentralverzeichnis funktionsfahig ist, erfolgt der Informationsaustausch gemifl § 17
Abs. 4 EU-AHG.

(3) Der Informationsaustausch gemifl Abs. 1 erfolgt innerhalb eines Monats nach Ablauf des
Quartals, in dem eine Meldung an die zustindige Behorde iibermittelt worden ist und enthélt alle
Informationen gemdBl § 16 oder § 17. Der erste Informationsaustausch findet somit bis spédtestens
31. Oktober 2020 statt.

Zugang der Mitgliedstaaten zum Zentralverzeichnis der Européischen Union

§ 22. (1) Die osterreichische zustindige Behorde hat neben den zustindigen Behorden aller anderen
Mitgliedstaaten vollen Zugang zu dem Zentralverzeichnis der Européischen Union und zu den in diesem
Zentralverzeichnis hochgeladenen und gespeicherten Informationen.

(2) Die Finanzimter und das Amt fiir Betrugsbekdmpfung haben Zugang zu den in dem
Zentralverzeichnis hochgeladenen und gespeicherten Informationen, insoweit es fiir Zwecke im Sinne des
§ 20 Abs. 2 erforderlich ist.

Zugang der Europiischen Kommission zum Zentralverzeichnis der Européischen Union

§ 23. (1) Die Europidische Kommission hat eingeschriankten Zugang zu dem Zentralverzeichnis der
Europédischen Union und zu den in diesem Zentralverzeichnis hochgeladenen und gespeicherten
Informationen.

(2) Die Européische Union hat keinen Zugang zu den Informationen geméf § 16 Abs. 1 Z 1 bis 2
und 4 bis 6 sowie 12.
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4. Teil
Schlussbestimmungen

Verweisungen

§ 24. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 25. Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezogene Bezeichnungen nur in ménnlicher Form
angefiihrt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Ménner in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf
bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

Vollziechung

§ 26. Mit der Vollzichung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister fiir Finanzen betraut.
Inkrafttreten

§ 27. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 2020 in Kraft.

Artikel 2
Bundesgesetz, mit dem erginzende Regelungen zur Durchsetzung der Rechte geistigen
Eigentums durch die Zollbehérden erlassen werden
(Produktpirateriegesetz 2020 — PPG 2020)

Allgemeine Bestimmungen

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz dient der Durchfithrung der Verordnung (EU) Nr. 608/2013 des
Européischen Parlaments und des Rates zur Durchsetzung der Rechte geistigen Eigentums durch die
Zollbehorden und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 des Rates (im Folgenden: EU-
Produktpiraterie-Verordnung 2014), ABIL. Nr. L 181 vom 29.06.2013 S. 15.

(2) So weit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, gilt das Zollrecht gemdB § 2 Abs. 1
ZolIR-DG.

Zustindige Zolldienststelle
(zu Art. 5 Abs. 1 der EU-Produktpiraterie-Verordnung 2014)

§ 2. Der Vorstand des Zollamtes Osterreich hat die zustindige Zolldienststelle gemiB Art. 5 Abs. 1
der EU-Produktpiraterie-Verordnung 2014, die fiir die Annahme und die Bearbeitung der Antrige auf
Tatigwerden gemdl Art. 2 Nummer 9 der EU-Produktpiraterie-Verordnung 2014 zustdndig ist,
einzurichten und kundzumachen.

Vernichtung von Waren
(zu Art. 23 Abs. 1 und 26 Abs. 6 der EU-Produktpiraterie-Verordnung 2014)

§ 3. Wurde dem Anmelder oder dem Besitzer der Waren gemald Art. 23 Abs. 1 oder 26 Abs. 3 der
EU-Produktpiraterie-Verordnung 2014 die Aussetzung der Uberlassung der Waren oder deren
Zuriickhaltung mitgeteilt und haben weder der Anmelder noch der Besitzer der Waren den Zollbehérden
eine Zustimmung zur Vernichtung der Waren oder einen Widerspruch gegen diese Vernichtung
iibermittelt, gilt dies als Einverstdndnis zur Vernichtung der Waren.

Friihzeitige Uberlassung der Waren
(zu Art. 24 der EU-Produktpiraterie-Verordnung 2014)

§ 4. Eine nach Art. 24 Abs. 2 Buchstabe a der EU-Produktpiraterie-Verordnung 2014 geleistete
Sicherheit unterliegt an Stelle der Waren der Einziehung, wenn in einem Verfahren zur Feststellung, ob
ein Geschmacksmuster, ein Patent, ein Gebrauchsmuster, eine Topografie eines Halbleitererzeugnisses
oder ein Sortenschutzrecht verletzt ist, festgestellt wird, dass eines dieser Rechte geistigen Eigentums
verletzt wurde.

Kosten
(zu Art. 29 Abs. 1 der EU-Produktpiraterie-Verordnung 2014)

§ 5. (1) Der Inhaber der Entscheidung, mit der einem Antrag auf Téatigwerden nach Art. 2 Nummer 9
der EU-Produktpiraterie-Verordnung 2014 stattgegeben wurde, hat Kosten, die dem Bund oder anderen
im Auftrag des Bundes handelnden Parteien ab dem Zeitpunkt der Zuriickhaltung oder der Aussetzung
der Uberlassung der Waren, einschlieBlich Lagerung und Behandlung der Waren, gemiB Art. 17 Abs. 1,
18 Abs. 1 und 19 Abs. 2 und 3 der EU-Produktpiraterie-Verordnung 2014 sowie bei der Anwendung von
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AbhilfemaBnahmen wie z. B. der Vernichtung der Waren gemif Art. 23 und 26 der EU-Produktpiraterie-
Verordnung 2014 entstehen, zu ersetzen. In den Fillen des Art. 18 Abs. 1 der EU-Produktpiraterie-
Verordnung 2014 gilt dies nur dann, wenn ein Antrag auf Tétigwerden nach Art. 5 Abs.3 der EU-
Produktpiraterie-Verordnung 2014 gestellt wird.

(2) Werden Waren in Durchfiihrung einer Malinahme nach Abs. 1 in einem &ffentlichen Zolllager
oder Verwahrungslager, das von der Zollbehdrde betrieben wird, gelagert, sind die gemaf3 § 104 Abs. 1
ZolIR-DG zu entrichtenden Verwaltungsabgaben durch den Inhaber der Entscheidung zu entrichten.

(3) Von der Festsetzung von Kosten gemi3 Abs. 1 und 2 kann Abstand genommen werden, wenn
der behordliche Verwaltungsaufwand auler Verhiltnis zur Hohe der festzusetzenden Kosten steht.

Vollziechung

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind hinsichtlich des § 4 der Bundesminister fiir
Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Finanzen
und hinsichtlich aller librigen Bestimmungen der Bundesminister fiir Finanzen betraut.

Verweise und Berichtspflicht

§ 7. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Rechtsakte der Union verwiesen wird, sind diese
Bestimmungen in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Der Bundesminister fiir Finanzen hat dem Nationalrat einen jéhrlichen Bericht liber die
Anwendung der EU-Produktpiraterie-Verordnung 2014 und des Produktpirateriegesetzes 2020 bis zum
31. Miérz des Folgejahres zu erstatten.

Inkrafttreten und Auflerkrafttreten

§ 8. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Janner 2020 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes tritt das Produktpirateriegesetz 2004, BGBI. I
Nr. 56/2004, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 163/2015, aufler Kraft.

. Artikel 3
Anderung des Einkommensteuergesetzes 1988

Das Einkommensteuergesetz 1988, BGBI. Nr. 400/1988, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 98/2018, wird wie folgt gedndert:

1. § 47 Abs. 1 lautet:

»(1) Arbeitnehmer ist eine natiirliche Person, die Einkiinfte aus nichtselbstindiger Arbeit bezieht.
Arbeitgeber ist, wer Arbeitslohn im Sinne des § 25 auszahlt. Besteht im Inland eine Betriebsstitte (§ 81)
des Arbeitgebers, wird bei Einkiinften aus nichtselbstdndiger Arbeit (§ 25) die Einkommensteuer durch
Abzug vom Arbeitslohn erhoben (Lohnsteuer). Besteht im Inland keine Betriebsstitte (§ 81) des
Arbeitgebers gilt Folgendes:

a) fir FEinkiinfte aus nichtselbstindiger Arbeit (§ 25) von unbeschrinkt steuerpflichtigen
Arbeitnehmern ist die Einkommensteuer durch Abzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer) zu
erheben;

b) fir FEinkiinfte aus nichtselbstindiger Arbeit (§ 25) von beschrinkt steuerpflichtigen
Arbeitnehmern kann die Einkommensteuer durch Abzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer)
erhoben werden;

c) fiir Beziige und Vorteile aus ausldndischen Einrichtungen im Sinne des § 5 Z4 des
Pensionskassengesetzes (§ 25) ist die Einkommensteuer durch Abzug vom Arbeitslohn
(Lohnsteuer) zu erheben.*

2. In § 124b wird folgende Z 345 angefiigt:

,,345. § 47 Abs. 1, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/2019, ist erstmalig anzuwenden,
wenn

— die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung fiir das Kalenderjahr 2020,

— die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben oder durch Veranlagung
festgesetzt wird, fiir Lohnzahlungszeitrdume, die nach dem 31. Dezember 2019 enden.
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. Artikel 4
Anderung des Finanzstrafgesetzes

Das Finanzstrafgesetz, BGBI. Nr. 129/1958, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 62/2018, wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 1 wird in lit. ¢ der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende lit. d angefiigt:

,,d) Umsatzsteuer, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union in Zusammenhang
mit einem grenziiberschreitenden Umsatzsteuerbetrug (§ 40) zu erheben ist.*

2.In§ 5 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

»Ebenso gilt ein Finanzvergehen als im Inland begangen, wenn es im iibrigen Gemeinschaftsgebiet nach
§1 Abs.3 Umsatzsteuergesetz 1994 in Zusammenhang mit einem grenziiberschreitenden
Umsatzsteuerbetrug (§ 40) begangen wurde.*

3. § 23 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

,Dabei ist sowohl darauf Bedacht zu nehmen, ob es dem Téter darauf angekommen ist, sich oder einem
Verband, als dessen Entscheidungstriager er gehandelt hat, durch die wiederkehrende Begehung eine
fortlaufende Einnahme zu verschaffen, als auch darauf, ob die Verkiirzung oder der Abgabenausfall
endgiiltig oder nur voriibergehend hétte eintreten sollen.*

4. In § 31 Abs. 2 wird die Wortfolge ,nach §§ 49 bis 49b* durch die Wortfolge ,nach §§ 49 bis 49d*
ersetzt.

5. In§ 33 Abs. 5 wird das Wort ,,zwei* durch das Wort ,,vier ersetzt.

6. § 35 Abs. 4 dritter Satz lautet:

,»Neben der Geldstrafe ist nach MaB3igabe des § 15 auf Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, iibersteigt der
strafbestimmende Wertbetrag 100 000 Euro, auf Freiheitsstrafe bis zu vier Jahren zu erkennen.*

7. § 37 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

,»Neben der Geldstrafe ist nach MaBigabe des § 15 auf Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, iibersteigt der
strafbestimmende Wertbetrag 100 000 Euro, auf Freiheitsstrafe bis zu vier Jahren zu erkennen.*

8. In § 37 Abs. 3 wird das Wort ,fahrlassig® durch die Wortfolge ,,grob fahrlédssig® ersetzt.
9. § 38 samt Uberschrift entfillt.

10. § 39 Abs. 3 lautet:

NE)

(a) Wer einen Abgabenbetrug begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahren zu bestrafen. Neben
einer Freiheitsstrafe von bis zu vier Jahren kann eine Geldstrafe bis zu 1,5 Millionen Euro
verhingt werden. Verbiande sind mit einer Verbandsgeldbu3e bis zu zwei Millionen Euro zu
bestrafen.

(b) Wer ecinen Abgabenbetrug mit einem 500 000 Euro iibersteigenden strafbestimmenden
Wertbetrag begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. Neben einer
acht Jahre nicht tUbersteigenden Freiheitsstrafe kann eine Geldstrafe bis zu 2,5 Millionen
verhingt werden. Verbinde sind mit einer VerbandsgeldbuBle bis zu acht Millionen Euro zu
bestrafen.*

11. Nach § 39 wird folgender § 40 samt Uberschrift eingefiigt:
»Grenziiberschreitender Umsatzsteuerbetrug

§ 40. (1) Eines grenziiberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs macht sich schuldig, wer vorsétzlich ein
grenziiberschreitendes, mit dem Inland verbundenes Betrugssystem, in welchem Lieferungen oder
sonstige Leistungen ganz oder zum Teil ausgefiihrt oder vorgetduscht werden, schafft oder sich daran
beteiligt, indem er

a) falsche, unrichtige oder unvollstindige Umsatzsteuererkldrungen oder Unterlagen verwendet
oder vorlegt, oder

b) umsatzsteuerrelevante Informationen unter Verletzung einer gesetzlichen Verpflichtung
verschweigt, oder
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c) unter Einreichung von Umsatzsteuererklarungen betriigerisch einen Einnahmenausfall an
Umsatzsteuer herbeifithrt, wobei geschuldete Umsatzsteuer nicht entrichtet wird oder
unrechtméfig Anspriiche auf Erstattung von Umsatzsteuer geltend gemacht werden,

und der Einnahmenausfall an  Umsatzsteuer im  Gemeinschaftsgebiet (§1  Abs.3
Umsatzsteuergesetz 1994) insgesamt mindestens zehn Millionen Euro betragt.

(2) Der grenziiberschreitende Umsatzsteuerbetrug ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn
Jahren zu ahnden. Neben einer acht Jahre nicht libersteigenden Freiheitsstrafe kann eine Geldstrafe bis zu
2,5 Millionen Euro verhdngt werden. Verbiande sind mit einer Verbandsgeldbuf3e bis zu acht Millionen
Euro zu bestrafen.

(3) Umsatzsteuern sind der Berechnung des Einnahmenausfalls mit jenen Betrigen zugrunde zu
legen, die bei Entstehung der Steuerschuld im Inland anzusetzen wéren, es sei denn, der Beschuldigte
weist deren Hohe durch einen rechtskriftigen Bescheid des zur Abgabenerhebung zustéindigen anderen
Mitgliedstaates der Europdischen Union nach.

12. Die Uberschrift des § 45 lautet:
»Grob fahrlissige Eingriffe in Monopolrechte“

13. In § 45 Abs. 1 wird das Wort ,fahrldssigen” durch die Wortfolge ,,grob fahrldssigen* und das Wort
fahrldssig® durch die Wortfolge ,,grob fahrlissig ersetzt.

14. In § 45 Abs. 2 wird das Wort ,fahrlassige™ durch die Wortfolge ,,grob fahrlassige ersetzt.
15.In § 46 Abs. 3 das Wort ,fahrlissig® durch die Wortfolge ,,grob fahrlédssig™ ersetzt.
16. Nach § 49b werden folgende §§ 49c und 49d eingefiigt:

.8 49¢. (1) Einer Finanzordnungswidrigkeit macht sich schuldig, wer vorsitzlich eine Pflicht nach
den Bestimmungen des 2. Hauptstiicks des EU-Meldepflichtgesetzes (EU-MP{G), BGBI. Nr. xx/2019,
dadurch verletzt, dass

1. eine Meldung nicht oder nicht vollstidndig erstattet wird, oder

2. die Meldepflicht nicht fristgerecht erfiillt wird, oder

3. unrichtige Informationen (§§ 16 und 17 EU-MPfG) gemeldet werden, oder

4. den Pflichten nach § 11 EU-MP{G nicht oder nicht vollstdndig nachgekommen wird.

(2) Die Finanzordnungswidrigkeit wird mit einer Geldstrafe bis zu 50 000 Euro geahndet.

(3) Wer die Tat nach Abs. 1 grob fahrldssig begeht, ist mit Geldstrafe bis zu 25 000 Euro zu
bestrafen.

(4) § 29 ist nicht anzuwenden.

§49d. (1) Einer Finanzordnungswidrigkeit macht sich schuldig, wer vorsdtzlich die Pflicht zur
Fithrung, Aufbewahrung oder Ubermittlung von Aufzeichnungen nach § 18 Abs. 11 oder 12
Umsatzsteuergesetz 1994 verletzt.

Die Finanzordnungswidrigkeit wird mit einer Geldstrafe bis zu 50 000 Euro geahndet.

(2) Wer die Tat nach Abs. 1 grob fahrlédssig begeht, ist mit Geldstrafe bis zu 25 000 Euro zu
bestrafen.*
17. In § 53 wird nach Abs. 1 folgender Abs. la eingefiigt:

»(1a) Zur Ahndung des grenziiberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs (§ 40) ist stets das Gericht
zusténdig.
18. Nach § 57d wird folgender § 57e samt Uberschrift eingefiigt:

sDatenschutzbeschwerde

§ 57e. (1) Wer behauptet, durch ein Mitglied des Spruchsenates in Ausiibung dessen richterlicher
Tatigkeit in seinem Recht auf Datenschutz verletzt zu sein, kann die Feststellung dieser Verletzung durch
das Bundesfinanzgericht begehren (Datenschutzbeschwerde).

(2) Auf den erforderlichen Inhalt der Beschwerde und das Verfahren ist § 24a Abs.2 bis 4
Bundesfinanzgerichtsgesetz (BFGG) und die §§ 155, 156 Abs. 1 und 4, 157, 160 und 162 sinngemil
anzuwenden.

19. In § 58 Abs. 2 lit. a wird die Wortfolge ,,15 000 Euro* durch die Wortfolge ,,10 000 Euro* ersetzt.
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20. In § 77 wird nach Abs. 3 folgender Absatz 3a eingefiigt:

,»(3a) Im Falle der Entscheidung tiber die Verwahrung nach § 85 oder einer Untersuchungshaft nach
§ 86 hat die Finanzstrafbehdrde dem im Sinne des § 77 Abs. 3 bediirftigen Beschuldigten auf dessen
Antrag auch in Verfahren, in denen die Durchfiihrung der miindlichen Verhandlung und die Fallung des
Erkenntnisses nicht nach § 58 Abs. 2 einem Spruchsenat obliegt, einen Verteidiger beizugeben, dessen
Kosten er nicht zu tragen hat.*

21. In § 125 Abs. 3 wird im ersten Satz nach dem Wort ,Nebenbeteiligten die Wortfolge ,sowie der
Amtsbeauftragte eingefiigt.

22. In § 163 lautet der zweite Satz:

Ausfertigungen sind dem Amtsbeauftragten des Beschwerdeverfahrens, der Finanzstrafbehorde als
belangten Behorde des Beschwerdeverfahrens, dem Beschuldigten und den geméafB3 § 122 dem Verfahren
zugezogenen Nebenbeteiligten zuzustellen.*

23. In § 180 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

,Finanzstrafverfahren gegen Jugendliche sind ohne Verzug sowie unter besonderer
Beriicksichtigung deren Alter und Reifegrad durchzufiihren.

24. § 180 Abs. 2 lautet:

»(2) Soweit es zur Wahrung der Verteidigungsrechte des Jugendlichen unter Beriicksichtigung der
Schwere des Finanzvergehens erforderlich ist, ist einem jugendlichen Beschuldigten vor der Vernehmung
von Amts wegen ein Verteidiger beizugeben, dessen Kosten er nicht zu tragen hat. Dies gilt insbesondere,
wenn der gesetzliche Vertreter nicht bekannt, nicht erreichbar oder an der strafbaren Tat beteiligt ist oder
der gesetzliche Vertreter au3erstande ist (§ 77 Abs. 3), die Kosten der Verteidigung zu tragen.*

25. § 181 lautet:

,»§ 181. In Finanzstrafverfahren gegen Jugendliche ist die Verwahrung nach § 85 oder die
Verhidngung einer Untersuchungshaft nach § 86 nicht zulédssig.

26. § 182 Abs. 1 und 2 lauten:

»(1) Die Finanzstrafbehorde hat den gesetzlichen Vertreter eines jugendlichen Beschuldigten von
den diesem im Finanzstrafverfahren zukommenden Rechten, von der Einleitung des Strafverfahrens und
vom Erkenntnis (von der Strafverfiigung) zu verstindigen. Sofern der gesetzliche Vertreter nicht bekannt
oder nicht erreichbar ist, oder dessen Verstindigung dem Wohl des Jugendlichen abtraglich wére oder das
Strafverfahren erheblich gefdhrden konnte, kann der jugendliche Beschuldigte anstelle des gesetzlichen
Vertreters eine andere geeignete Person benennen. Dieser Person kommen fiir die Zeit, wiahrend der die
genannten Voraussetzungen vorliegen, die Rechte des gesetzlichen Vertreters zu. Wird keine andere
geeignete Person benannt, hat die Finanzstrafbehorde unter Beriicksichtigung des Wohles des
jugendlichen Beschuldigten eine solche zu bestellen, es sei denn, es ist von Amts wegen ein Verteidiger
beizugeben (§ 180 Abs. 2).

(2) Der gesetzliche Vertreter oder die gemdB Abs. 1 namhaft gemachte oder bestellte Person ist in
jeder Lage des Verfahrens berechtigt, den jugendlichen Beschuldigten zu begleiten. Die foérmliche
Einvernahme des jugendlichen Beschuldigten ist mittels Ton- und Bildaufnahme (§ 56a) zu
dokumentieren.*

27. In § 182 Abs. 3 wird nach dem Wort ,Bewéhrungshelfer die Wortfolge ,,oder eine geméB Abs. 1
namhaft gemachte oder bestellte Person® eingefiigt.

28. In § 182 Abs. 5 wird das Wort ,,Vormundschaftsgericht durch das Wort ,,Pflegschaftsgericht™ und
die Wortfolge ,,Abs. 1, 3 und 4 durch die Wortfolge ,,Abs. 1 bis 4 ersetzt.

29. In § 196 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefiigt:

,»(2a) Die Staatsanwaltschaft kann bei der Verfolgung von unter Tduschung der Abgabenbehorden
der Bundesfinanzverwaltung begangenen Straftaten nach den §§ 146 bis 148 StGB die Hilfe der
Finanzstrafbehorden in Anspruch nehmen. Die Finanzstrafbehdrden sind im Rahmen ihrer Aufgaben
verpflichtet, Ermittlungen zu jedem ihnen zur Kenntnis gelangten Anfangsverdacht betreffend diese
Straftaten zu fiihren. In diesem Umfang werden sie im Dienste der Strafrechtspflege tétig und haben die
in der Strafprozessordnung den Sicherheitsbehorden zukommenden Aufgaben und Befugnisse unter
sinngeméfler Anwendung des Abs. 4 wahrzunehmen.*
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30. § 202 lautet:

8 202. (1) Die Staatsanwaltschaft hat das Ermittlungsverfahren insoweit einzustellen, als eine
Zusténdigkeit der Gerichte im Hauptverfahren nicht gegeben wire (§ 53). Eine Einstellung wegen
Unzustandigkeit der Gerichte hat ohne Riicksicht darauf zu erfolgen, ob auch aus anderen Griinden von
der Verfolgung abzusehen wire.

(2) Die Finanzstratbehorde ist hiervon zu verstandigen (§ 194 StPO).
31.In § 257 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,§§ 57a bis 57d*“ durch die Wortfolge ,,§§ 57a bis 57¢* ersetzt.

32. Dem § 257 werden folgende Abs. 5, 6, 7 und 8 angefiigt:

»(5) Mit den §§ 2, 5, 35 Abs. 4, 37 Abs. 2 und 3, 40 und 53 Abs. la dieses Bundesgesetzes wird die
Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2017 tber die
strafrechtliche Bekdmpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug, ABI.
Nr. L 198 vom 28.7.2017 S. 29-41, fiir den Bereich des Finanzstrafrechtes umgesetzt.

(6) Mit § 77 Abs. 3a dieses Bundesgesetzes wird die Richtlinie (EU) 2016/1919 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2016 iiber Prozesskostenhilfe fiir Verdachtige und
beschuldigte Personen in Strafverfahren sowie fiir gesuchte Personen in Verfahren zur Vollstreckung
eines Europdischen Haftbefehls, ABIL Nr.L 297 vom 4.11.2016 S.1-8, fiir den Bereich des
Finanzstrafrechtes umgesetzt.

(7) Mit den §§ 180, 181 und 182 dieses Bundesgesetzes wird die Richtlinie (EU) 2016/800 des
Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 iiber Verfahrensgarantien in Strafverfahren fiir
Kinder, die Verdichtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren sind, ABIL. Nr.L 132 vom
21.5.2016 S. 1-20, fiir den Bereich des Finanzstrafrechtes umgesetzt.

(8) Mit § 49c dieses Bundesgesetzes wird die Richtlinie (EU) 2018/822/EU des Rates vom 25. Mai
2018 zur Anderung der Richtlinie 2011/16/EU beziiglich des verpflichtenden automatischen
Informationsaustauschs im Bereich der Besteuerung iiber meldepflichtige grenziiberschreitende
Gestaltungen, ABL. Nr. L 139 vom 5.6.2018 S. 1-13 fiir den Bereich des Finanzstrafrechtes umgesetzt.*

33. Dem § 265 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) § 49c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/2019 tritt mit 1. Juli 2020 in Kraft.
§ 49d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/2019 tritt mit 1. Janner 2020 in Kraft.*

. Artikel 5
Anderung der Bundesabgabenordnung

Die Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 194/1961, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 104/2018, wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 wird am Ende der lit. ¢ der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und danach folgende lit. d
eingefiigt:
,,d) der Riickforderungen (§ 241a).

2. In § 158 wird nach Abs. 4e folgender Abs. 4f eingefiigt:

,(4f) Wird fiir die Erbringung einer Leistung als Dolmetscher, Ubersetzer oder Sachverstindiger
gegeniiber einer Korperschaft offentlichen Rechts ein Entgelt bezahlt, ist die Buchhaltungsagentur des
Bundes, soweit sie fiir die Zahlungsabwicklung zustindig ist, verpflichtet, dem Bundesminister fiir
Finanzen fiir Zwecke der Abgabenerhebung folgende Informationen laufend auf elektronischem Weg zu
iibermitteln:

1. Vor- und Familienname, Firma oder sonstige Bezeichnung des Zahlungsempféngers,
2. bei einer natiirlichen Person das Geburtsdatum des Zahlungsempféngers,

3. Wohnsitz oder Sitz des Zahlungsempfangers,
4

.die  Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Zahlungsempfiangers, sofern sie der
Buchhaltungsagentur des Bundes bekannt ist,

5. die Abgabenkontonummer des Zahlungsempfingers, sofern sie der Buchhaltungsagentur des
Bundes bekannt ist,

6. der ausbezahlte Betrag,
7. die Umsatzsteuer, sofern sie auf der Rechnung ausgewiesen ist,

www.parlament.gv.at



150/ME XXVI. GP - Ministerialentwurf - Gesetzestext
17 von 19

8. das Datum der Zahlungsanweisung und

9. das Datum der der Zahlung zugrunde liegenden Verrechnungsunterlage.
Die Buchhaltungsagentur des Bundes hat dem Bundesminister fiir Finanzen auf dessen Anforderung fiir
Zwecke der Abgabenerhebung auch die den Auszahlungen zu Grunde liegenden Verrechnungsunterlagen
auf elektronischem Weg zur Verfiigung zu stellen.*
3. In § 214 wird nach Abs. 8 folgender Abs. 9 eingefiigt:

»(9) Unbeschadet der Vorschriften in den Abs. 1 bis 8 kann eine Aufrechnung (§ 1438 ff ABGB)
von Forderungen der Abgabenbehdrden mit Gegenforderungen des Schuldners mit Bescheid verfiigt
werden.

4. Nach § 241 wird folgender § 241a samt Uberschrift eingefiigt:
wRiickforderungen

§ 241a. Wer Riickzahlungen oder Erstattungen aufgrund abgabenrechtlicher Vorschriften ohne
Rechtsgrund erlangt hat, hat die entsprechenden Betrige zuriickzuzahlen.*

5. In § 323 wird nach Abs. 62 folgender Abs. 63 angefiigt:

»(03) § 158 Abs. 4f ist auf Auszahlungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2019 erfolgen.
Die in § 158 Abs.4f Z 1 bis 9 angefilhrten Daten, die Auszahlungen betreffen, die nach dem
31. Dezember 2018 und vor dem 31. Dezember 2019 erfolgen, sind bis spétestens 30. Juni 2020 zu
iibermitteln. Angeforderte Verrechnungsunterlagen, die Auszahlungen betreffen, die nach dem
31. Dezember 2018 und vor dem 31. Dezember 2019 erfolgen, sind bis spitestens 30. Juni 2020 zur
Verfligung zu stellen.*

. Artikel 6
Anderung des Umsatzsteuergesetzes 1994

Das Umsatzsteuergesetz 1994, BGBI. Nr. 663/1994, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 62/2018, wird wie folgt gedndert:

In § 21 wird nach Abs. 10 folgender Abs. 10a eingefiigt:

,(10a) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 gelten auch fiir Personen, die keine Unternehmer sind,
wenn diese Steuerbetrdige nach § 11 Abs. 14 schulden.

. Artikel 7
Anderung des Gemeinsamer Meldestandard-Gesetzes

Das Gemeinsamer Meldestandard-Gesetz, BGBL. I Nr. 116/2015, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 62/2018, wird wie folgt geéndert:

1. § 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 wird die Wortfolge samt Satzzeichen ,dem Finanzamt, das fiir die Erhebung der
Korperschaftsteuer des meldenden Finanzinstituts zustindig ist,* durch die Wortfolge ,,dem zustindigen
Finanzamt™ ersetzt.

b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:
,»(1a) Das zustindige Finanzamt ist das Finanzamt fiir GroBbetriebe.*

¢) In Abs. 5 wird nach dem Wort ,,Schuldner* die Wortfolge ,,oder Verpflichteter eingefiigt.

2. In §4 Abs. 3 wird die Wortfolge ,dem Finanzamt gemil § 3 Abs. 1“ durch die Wortfolge ,,dem
zustidndigen Finanzamt* ersetzt.

3. In§ 5 Abs. 2 entfillt die Wortfolge ,,gemaf} § 3

4. In § 6 Abs. 1 wird jeweils die Wortfolge ,die Steueridentifikationsnummer(n) und das Geburtsdatum®
durch die Wortfolge ,,die Steueridentifikationsnummer(n) oder das Geburtsdatum* ersezzt.
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5. § 11 wird wie folgt gecindert:

a) In Abs. 1 wird die Wortfolge ,Osterreich oder einem anderen Staat” durch die Wortfolge ,,dem Staat*
ersetzt.

b) In Abs. 2 wird das Wort samt Satzzeichen ,hat.” durch die Wortfolge samt Satzzeichen ,hat, sofern es
sich dabei um die aktuelle Wohnsitzadresse handelt.” ersetzt.

c) Abs. 3 entfillt.

6. In § 15 letzter Satz entfillt die Wortfolge ,,gemal3 § 3 Abs. 1.

7.In § 22 Abs. 3 letzter Satz entfillt die Wortfolge ,,gemdl3 § 3 Abs. 1.
8. § 42 lautet:

,.§ 42. Tritt bei bestehenden Konten von Rechtstrigern eine Anderung der Gegebenheiten ein,
aufgrund derer dem meldenden Finanzinstitut bekannt ist oder bekannt sein miisste, dass die
Selbstauskunft oder andere kontobezogene Unterlagen nicht zutreffend oder unglaubwiirdig sind, so muss
es den Status des Kontos nach den in den §§ 37 bis 39 festgelegten Verfahren neu bestimmen. Dazu muss
das meldende Finanzinstitut bis zum letzten Tag eines Kalenderjahres oder 90 Kalendertage nach
Mitteilung oder Feststellung einer solchen Anderung der Gegebenheiten — je nachdem, welches Datum
spéter ist — entweder eine neue Selbstauskunft oder eine schliissige Erkldrung sowie gegebenenfalls
Unterlagen, die die Plausibilitit der bisherigen Selbstauskunft oder der bisherigen Unterlagen
unterstiitzen, beschaffen. Diese Bestimmung findet auf Neukonten von Rechtstragern sinngemaél
Anwendung.*

9. In § 59 Abs. 1 Z 2 wird folgender Satz angefiigt:

,,Ein Rechtstrager wird von einem anderen Rechtstriager verwaltet, wenn letzterer selbst oder iiber einen
Dienstleister fiir den verwalteten Rechtstriger die in Abs. 1 lita) bis c¢) angefiihrten Tétigkeiten
durchfiihrt und dabei das vollstindige Ermessen iiber das Finanzvermdgen des verwalteten Rechtstragers
innehat.*

10. § 62 Z 3 erster Satz lautet:

»einen sonstigen Rechtstriger, bei dem ein geringes Risiko besteht, dass er zur Steuerhinterziehung
missbraucht wird und der im Wesentlichen dhnliche Eigenschaften wie die in Z 1 und Z 2 genannten
Rechtstriger aufweist, sofern sein Status als nicht meldendes Finanzinstitut dem Zweck dieses Gesetzes
nicht entgegensteht.*

11. § 87 wird wie folgt gedindert:

a) Z 7 zweiter Satz lautet:

,Ein ruhendes Konto ist ein Konto, ausgenommen ein Rentenversicherungsvertrag, mit einem den
Gegenwert von 1 000 US-Dollar nicht iiberschreitenden Wert, das folgende Voraussetzungen erfiillt:

b) Z 7 lit. b entfdllt.

c) Z 8 lautet:

,,3. ein sonstiges Konto, bei dem ein geringes Risiko besteht, dass es zur Steuerhinterziehung
missbraucht wird, das im Wesentlichen &hnliche Eigenschaften wie die in Z1 bis 6
beschriebenen Konten aufweist, sofern sein Status als ausgenommenes Konto dem Zweck dieses
Gesetzes nicht entgegensteht. Der Bundesminister fiir Finanzen wird erméchtigt mit Verordnung
festzulegen, welche Konten diese Voraussetzungen erfiillen. Jedes meldende Finanzinstitut kann
auf ausgenommene Konten auch die Bestimmungen fiir meldepflichtige Konten anwenden.*

12. In § 96 entfdllt der letzte Satz.

13. Nach § 108 wird folgender § 108a samt Uberschrifi eingefiigt:
,Missbrauch

§ 108a. (1) Durch Missbrauch von Gestaltungsmdglichkeiten des privaten Rechts kann die
Meldepflicht nicht umgangen werden.

(2) Missbrauch liegt vor, wenn eine rechtliche Gestaltung, die einen oder mehrere Schritte umfassen
kann, oder eine Abfolge rechtlicher Gestaltungen im Hinblick auf die wirtschaftliche Zielsetzung
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unangemessen ist. Unangemessen sind solche Gestaltungen, die unter AuBerachtlassung der damit
verbundenen Umgehung einer Meldung gemél § 3 nicht mehr sinnvoll erscheinen, weil der wesentliche
Zweck in der Vermeidung der Meldung gemél § 3 besteht.

(3) Wird ein meldendes Finanzinstitut von einem behordlich festgestellten ,,Missbrauch® informiert,
so ist die Meldung gemélB § 3 so zu erstellen, wie sie bei einer den wirtschaftlichen Vorgéngen, Tatsachen
und Verhiltnissen angemessenen rechtlichen Gestaltung zu erstellen wére.*

14. Nach § 109 wird folgender § 110 samt Uberschrift eingefiigt: :
,JKontrollmainahmen der meldenden Finanzinstitute

§ 110. (1) Meldende Finanzinstitute haben geeignete KontrollmaBnahmen zu ergreifen, um die
Einhaltung der Meldeverpflichtung gemaf § 3 und der Sorgfaltspflichten nach den Hauptstiicken 3 bis 7
dieses Gesetzes sicherzustellen.

(2) Die meldenden Finanzinstitute berichten der zustindigen Abgabenbehdrde aus Anlass von
MaBnahmen gemal § 144, § 147 und § 153a BAO iiber die Kontrollmalnahmen gemal3 Abs. 1.

15. § 111 wird wie folgt gedndert:

a) Im ersten Satz wird die Wortfolge ,den Abgabenbehdrden des Bundes* durch die Wortfolge ,,dem
zustidndigen Finanzamt* ersetzt.

b) Der zweite Satz entfillt.

16. In § 117 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) §3 Abs. la, §4 Abs. 3, §5 Abs. 2, § 11 Abs.2, § 11 Abs. 3, § 15, §22 Abs.3 und § 111,
jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Janner 2020 in Kraft.
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	Artikel 5 Änderung der Bundesabgabenordnung
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	5. In § 323 wird nach Abs. 62 folgender Abs. 63 angefügt:
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	b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:
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	c) Abs. 3 entfällt.
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	b) Der zweite Satz entfällt.
	16. In § 117 wird folgender Abs. 4 angefügt:




